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Inhalt: Studium von wirthſchaftlichen Lebensgebieten, die in die Amtswirkſamkeit 

Der zweite Bericht der öſterreichiſchen Gewerbeinſpectoren. Von der Gewerbeinſpectoren fallen; zum größten Theile aber ift das Wih- 

Bezirkscommiſſär Dr. König in Graz. I. verhältniß der Ziffern der im zweiten Jahre vorgenommenen Juſpectio— 


Mittheilungen aus der Praxis: nen zu ſuchen in der noch immer weit unzureichenden Organiſirung 
Störung der Löſchmannſchaft bei einem Brande ift als Aergerniß erregendes des Inſtitutes, in den maſſenhaften Schreibgeſchäften, die der Gewerbe— 
polizeiwidriges Verhalten an einem öffentlichen Orte nach § 11 der kaiſ. inſpector allein nebſt allen Manipulationen zu beſorgen hat, und in 


Verordnung vom 20. April 1854, R. G. Bl. Nr. 96, ſtrafbar. vielſeitiger Inanſpruchnahme, zu welcher der Gewerbeinſpector inſtitutions⸗ 
Geſetze und Verordnungen. gemäß berufen ift. 
Perſonalien. Hiezu ift die ſchon im Vorjahre 2) vorausgeſagte erhöhtere In— 
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anſpruchnahme der Inſpectoren durch das in Wirkſamkeit getretene wich— 
8 . Br Rear tige Geſetz vom 8. März 1885, R. G. Bl. Nr. 22, gekommen, 
Der zweite Bericht der öſterreichiſchen Gewerbe- welches Geſetz in der Einleitung zu dem vorliegenden Geſammrberichte 


inſpectoren. mit Recht durch die Worte hervorgehoben wird, daß mit demſelben 
5 1. e g F A eine Reihe neuer, gewerberechtlich wichtiger, vom ſocialpolitiſchen Stand— 
Von Bezirkscommiſſär Dr. König in Graz. punkte aus betrachtet, höchſt bedeutſamer Beſtimmungen getroffen 
J. worden ſind. 
Der zweite Bericht der öſterreichiſchen Gewerbeinſpectoren umfaßt Die ſocialpolitiſch erweiterte Amtswirkſamkeit der Gewerbeinſpec— 
deren Amtsthätigkeit im Jahre 1885. toren macht den Geſammtbericht für die Staatsverwaltung vom gewerbe— 


Mit Rückſicht auf die vernommenen Aeußerungen über die dem polizeilichen, gewerberechtlichen und reformatoriſchen Geſichts— 
gegenwärtigen Juſpectorenberichte vorausgegaugene, nahezu zweijährige punkte bemerkenswerth. 
Amtsthätigkeit der Gewerbeinſpectoren aus beiden Kreiſen — den Das Gewerberecht im weiten Sinne hat einen Complex vor- 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern — zwiſchen welchen den Inſpectoren wiegend präceptiver Normen zur Quelle. Auf den durch präceptive 
eine vermittelnde Rolle zugewieſen ift, kommt der vorliegende Geſammt- Normen geordneten Lebensgebieten wird — wie in den meiſten Sachen 
bericht nicht nur als verwaltungstechniſches und verwaltungsrechtliches publici iuris — anus öffentlichen Rückſichten und zur Wahrung der 
Materiale, ſondern anch als Nachweis über die bisherigen Leiſtungen Sicherheit und des Wohles beſtimmter Perſonen die Willkür der 
der Inſpectoren zu beurtheilen. Parteien ausgeſchloſſen und im Willkürfalle die Anwendung der Norm 

Bei Vergleichung des den Einzelberichten vorausgeſchickten dies- | abfolut gefordert. Während dies auf dem Gebiete der Gewerbepolizei 
jährigen Vorlageberichtes mit dem vorjährigen Vorlageberichte erfcheint ausſchließlich gilt, gelangt auf dem Gebiete des Gewerberechtes im engen 
es auffällig, daß von den urſprünglichen 9 Inſpectoren in der mit Sinne auch die dispoſitive Norm theilweiſe zur Geltung. 
1. Februar 1884 begonnenen eilfmonatlichen erſten Amtsthätigkeit 2564 In die Amtswirkſamkeit der Gewerbeinſpectoren fällt nicht die 
Betriebe,) dagegen in dem vollen zweiten Berichtsjahre von — feit geſammte Gewerbepolizei. Nach dem Geſetze ($ 5, R. G. Bl. Nr. 17 
1. März 1885 fungirenden — 12 Inſpectoren 2661 Betriebe, ſomit ex 1883) beſteht die Aufgabe der Gewerbeinſpectoren gegenüber den 
nur 97 Betriebe mehr infpieirt worden find, obgleich die beim Beginne Arbeitgebern und Arbeitnehmern in allen gewerblichen Unternehmungen in 
der Amtsthätigkeit im Jahre 1884 nothwendige Inanſpruchnahme im der Ueberwachung der Durchführung der geſetzlichen Vorſchriften, betreffend: 
Jahre 1885 nicht mehr erforderlich war und der Wirkſamkeit der „die Vorkehrungen und Einrichtungen welche die Gewerbe⸗ 
Gewerbeinſpectoren während der letzten Berichtsperiode die im voraus- inhaber zum Schutze des Lebens und der Geſundheit der Arbeiter 
gegangenen Jahre gewonnene Orts- und Perſonenkenntniß bereits zu ſowohl in den Arbeitsräumen, als auch in den Wohnungen, falls ſie 


ſtatten kam. : ſolche beiſtellen, zu treffen verpflichtet find: 
Obſchon den wichtigſten Theil der Thätigkeit der Gewerbe- die Verwendung von Arbeitern, die tägliche Arbeitszeit und die 
inſpectoren die zweckmäßige Inſpectionsthätigkeit bilden muß, fo periodiſchen Arbeitsunterbrechungen; i 
darf, um gerecht zu ſein, bei der erwähnten Ziffernvergleichung doch die Führung von Arbeiterverzeichniſſen und das Verhandenſein 
nicht verſchwiegen werden: ad impossibilia nemo tenetus. von Dienſtordnungen, die Lohnzahlungen und Arbeiterausweiſe, die ge⸗ 
Das Mißverhältniß in den Ziffern über vorgenommene Ju- werbliche Ausbildung der jugendlichen Hilfsarbeiter.“ 
ſpectionen findet nämlich zum Theile die Erklärung in dem im In dieſer reſtringirten Bedeutung äußert die gewerbepolizeiliche 


gegenwärtigen Geſammtberichte niedergelegten umfangreicheren Materiale, Thätigkeit der Gewerbeinſpectoren ihre Wirkungen: auf d önli 
: 2 — . 7 i l s aĝ 
im Einzelnen auch in umfaſſenderen Beobachtungen und intenfiverem | Leben und auf die wirthſchaftliche Exiſtenz * 9 Aue 


Zeitſchrift für Verwaltung Nr. 31, 1885. | ) Zeitſchrift für Verwaltung Pag. 130, 1885. 


Die Inſpectorenthätigkeit in Rückſicht auf die wirthſchaftliche 
Exiſtenz des Arbeiters erhielt ihre beſtimmte Cynoſur mit der Wirk— 
ſamkeit des Geſetzes vom 8. März 1885, R. G. Bl. Nr. 22. Wegen 
des erſt in das zweite Berichtsjahr fallenden Beginnes und wegen der 
nur eine verhältnißmäßig kurze Spanne Zeit umfaſſeuden Wirkſamkeit 
dieſes Geſetzes können von den Gewerbeinſpectoren die Erwartungen nicht 
erfüllt ſein, die auf Grund dieſes Geſetzes in ihre gewerbepolizeiliche 
Thätigkeit bezüglich der wirthſchaftlichen Exiſtenz des Arbeiters geſetzt 
werden. Aus dieſem Grunde muß vorliegende Beſprechung der gewerbe— 
polizeilichen Inſpectoreuthätigkeit nach ihren Wirkungen auf die wirth- 
ſchaftliche Exiſtenz des Arbeiters auch beſchränkt werden. 

Nach deu Wirkungen auf das perſöuliche Leben des Arbeiters 
iſt die Inſpectoreuthätigkeit für die Staatsverwaltung von Bedeutung 
in Bezug auf: 

die gewerbliche 
arbeiter; 

Arbeiterwohnungen und Arbeitsſtätten; 

Arbeiterverwendung; 

Geſundheitspflege und Unfälle; 

materielle Unterſtützung erkrankter Arbeiter; 

Unfallverſicherung, Altersverſorgung und In validi— 
tätsberſorgung. ) 

Die gewerbliche Ausbildung der jugendlichen Hilfs— 
arbeiter bedingt nicht nur die künftige ökonomiſche Lage des Arbeiters, 
ſondern erſcheint als eine ſpeciell wirthſchaftliche Bedingung der Produc- 
tion, welche von dem Willen des Producenten vielſach abhängig iſt, von 
hervorragend volkswirthſchaftlichem Belange. 

Was die Inſpectoren über die gewerbliche Ausbildung der jugend— 
lichen Hilfsarbeiter berichten, ) zeigt, daß derſelben in höchſt unzureichen— 
dem Maße Rechnung getragen wird. Die vorgefundenen Verhältniſſe ſind 
die Folge hergebrachter Uebelſtäude. Das Geſetz hat dieſe erkannt und 
verlaugt die berufsmäßige Ausbildung der jugendlichen Hilfsarbeiter; 
aber nur bezüglich der Lehrlinge ſtellt es in Abſicht auf die Er— 
reichung dieſes Zieles eine abſolute Forderung. In formaler Beziehung, 
wie die Garantie für die gewerbliche Ausbildung des Lehrlinges 
geſchaffen werden ſoll, hält das Geſetz den polizeilichen Zwang nicht 
feſt, ſondern gibt eine dispoſitive Norm. 

Damit hergebrachten Uebelſtänden in der Verwendung jugend— 
licher Hilfsarbeiter (— auf dem Boden des beſtehenden Geſetzes aller- 
dings zunächſt nur der Lehrlinge —) begegnet werde, muß von der 
in formaler Beziehung beſtehenden Norm der Gebrauch gemacht werden, 
daß ſchriftliche Lehrverträge allgemein ſich einbürgern. Die ſchriftlichen 
Lehrverträge begegnen allerdings techniſchen Schwierigkeiten. Dieſe 
Schwierigkeiten laſſen ſich aber mittelſt Formularien, die von der 
Gewerbebehörde im Zuſammenwirken mit den Geuoſſenſchaften geſchaffen 
und den einzelnen Betrieben ſowie den localen Verhältniſſen angepaßt 
werden, leicht überwinden. 

Die Erfahrungen der Verwaltungspraxis uud die Mittheilungen 
der Gewerbeinſpectoren, von denen die hervorgehoben werden möge, daß 
die Zahl der Unternehmer, die ein warmes Herz für die Jugend 
beſitzen und in dem Lehrlinge noch etwas Anderes ſehen, als nur eine 
billige Arbeitskraft, die man eben möglichſt ausnützen müſſe, keine gar 
zu große iſt,) werden die Mützlichkeit ſchriftlicher Lehrverträge erweiſen. 

Wie die gewerbliche Ausbildung jugendlicher Hilfsarbeiter iſt die 
für das perſöuliche Leben des Arbeiters wichtige Frage der Arbeiter- 
wohnungen und Arbeitsſtätten ebenfalls vielfach von dem Willen 
des Producenten abhängig. 

Der Familienſinu, die Grundlage ſtaatlichen Gemeinweſens, 
gewährt Jedem, daher auch dem Arbeiter, feſten Halt, iſt aber zum nicht 
geringen Theile durch die äußeren Wohnungsverhältniſſe bedingt. 

Erfreulich ift die Mittheilung des Juſpectors für den II. Be- 
zirk,) „daß fih im Laufe des Berichtsjahres uur felten Gelegenheit 
ergab, bezüglich der Unterkunft der Arbeiter in eigenen Arbeiterhäuſern 
Uebelſtände zu beanſtänden, da die Art der Bequartirung in einzelnen 


Ausbildung der jugendlichen Hilfs— 


3) Heute ift die Unfallverſicherung, Alters- und Invaliditätsverſorgung in 
Oeſterreich zwar noch nicht unter präceptive Norm geſtellt, allein die Inſpectoren⸗ 
thätigkeit in dieſer dreifachen Beziehung muß hier angeführt werden, weil die 
Fragen de leger ferenda nur mittelſt präceptiver Norm geordnet werden dürfen. 

4) Pag. 73 — 79; 130 131; 157; 183; 211 212; 232; 260 — 262; 
318; 378; 410; 457; 486 des Geſammtberichtes. 

5) Pag. 457. 
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Familienwohnungen, wenn auch oft ein recht beſcheideues, ſo doch au⸗ 
ſtändiges Heim gewährt, das ſich Jeder nach ſeinem Geſchmacke und 
ſeinen Gewohnheiten mehr oder weniger wohnlich einrichten kann.“ 

Nach dieſer Mittheilung die Wohnungsverhältniſſe unſerer Ar— 

beiter im Allgemeinen aufzufaſſen, würde aber zu einem nicht gerecht: 
fertigten optimiſtiſchen Geſichtspunkte führen. Das bei manchen Betrieben 
übliche Kaſernirungsſyſtem mit ohne Rückſicht auf Alter und Geſchlecht 
cumulirten Schlafſtätten und mit den der Geſundheit und der Sittlich— 
keit abträglichen Folgen bildet eine düſtere Reversſeite. Möge Fleiß und 
Energie der berufenen Organe hierin bald die Remednr ſchaffen. T) 
Die Mittheilungen der Gewerbeinſpectoren über die technische und 
ſicherheitspolizeiliche Ausſtattung der Arbeitsſtätten — techniſche Aus: 
rüſtung ſagt zutreffend ein Inſpector — können den Gewerbebehörden 
ſowohl aus allgemein gewerbepolizeilichen, als auch aus gewerberecht— 
lichen Rückſichten nur eindringend empfohlen werden. 8) 

Der allgemeine Bericht des Centraliuſpectors bietet in der Au: 
ſammenſtellung der von den Gewerbeinſpectoren während der Berichts— 
periode geſchaffenen Anordnungen, beziehungsweiſe Empfehlungen zum 
Schutze des Lebens und der Geſundheit der Arbeiter in Gewerbebetrieben 
und in den ſeitens des Gewerbeinhabers beigeſtellten Wohn- und Schlaf— 
räumen für die Gewerbebehörden eine willkommene Richtſchnur. 9) 

Die wichtige Frage der Arbeiterverwendung mit der geſetz— 
lichen Beſchränkung durch die Vorſchriften über die tägliche Arbeitszeit, 
die periodiſchen Arbeitsunterbrechuugen, über die Frauen- und Kinder 
arbeit und über die Sountagsruhe, welche Vorſchriften berufen find, 
einer ſchraukenloſen Entfaltung extrem privatwirthſchaftlicher Grundſätze 
zum Wohle der Hilfsarbeiter zu ſteuern, wurde nicht von allen In 
ſpectoreu im erforderlichen Maße gewürdigt. 

Der präceptiven Norm in der Frage der Arbeiterverwendung durch 
die angegebenen beſchränkenden Vorſchriften muß in rigoroſer Weiſe 
namentlich dort Geltung verſchafft werden, wo guter Wille mangelt. 

Nicht beſriedigen kaun es, wenn mitgetheilt wird, daß der Norm 
in der Frage der Arbeiterverwendung nahezu allgemein entſprochen 
wird, daß die Norm von Hilfsarbeitern nicht eingehalten wird, daß 
Kinder unter 14 Jahren nur ſelten noch in fabriksmäßigen Betrieben 
gefunden werden. Derartige Mittheilungen conſtatiren Umgehungen der 
geſetzlichen Regel, die nicht geduldet werden dürfen. 

Die Beobachtungen des ſeine Aufgabe unter ſchwierigen Verhält— 
niſſen energisch erfaſſenden Inſpectors des IX. Bezirkes laſſen Vorfomm- 
niſſe erſehen, die den Forderungen des Geſetzes ſpotten. 

Aus den Mittheilungen eines intenſiv beobachtenden Inſpectors 
geht hervor, daß es ſelbſt größere Etabliſſements gibt, in denen noch 
eine dicke Unkenntuiß der fie betreffenden Gewerbegeſetze herrſcht, und 
in denen man ſich die gewerbegeſetzlichen Normen nach Grundſätzen con 
ſtruirt, die lediglich in Reden und Anträgen der Vertretungskörper 
Ausdruck gefunden haben. 

Nach den im Rahmen dieſer Zeitſchrift geſtatteten Auführungen 
muß den nächſtjährigen Mittheilungen der Gewerbeinſpectoren über die 
Frage der Arbeiterverwendung in den Beziehungen der täglichen Arbeits 
zeit, der periodiſchen Arbeitsunterbrechungen, der Frauen- und Kinder 
arbeit, ſowie der Sonntagsruhe mit Spannung entgegengeſehen werden. 

Wohnungen, Arbeitsſtätten und Arbeiterverwendung ſtehen nebſt 
Nahrung und zweckmäßiger Bekleidung im urſächlichen Zuſammenhauge 
mit der Geſundheitspflege und mit den Unfällen. 

Wenn die das perſönliche Leben des Arbeiters mitbedingende 
Beſchaffenheit der Wohnungen und Arbeitsſtätten in hygieniſcher Be- 
ziehung die ſanitätspolizeiliche Aufmerkſamkeit im Allgemeinen anf fidh 
lenkte, fo müſſen die Mittheilungen über Berufskrankheiten 1) in Bezug 
auf Art, Urſache, Dauer und Verlauf der Krankheit der Muße der 
öffentlich beſtellten Sauitätsorgane wärmſtens empfohlen werden. 

Im Zuſammenhange mit der Arbeitererkrankung ſteht die mate— 
rielle Unterſtützung erkrankter oder verunglückter Arbeiter 
und der Familie derſelben. 

Da das Geſetz den Arbeitgeber im beſtimmten Maße verpflichtet, 
für die Kranken- und Heilpflege feiner Arbeiter aufzukommen, muß es 
befremden, wenn im Inſpectorenberichte mitgetheilt wird, daß bei der 

1) Pag. 306; 353 ff. Vergl. hiezu Bericht pro 1884, Pag. 240 u. ff. 

e) Pag. 45—48; 104 110; 139—142; 175 - 178; 193—199; 221— 
226; 243—246; 303 310; 353—370; 396 398; 431—436; 477—479. 

2) Pag. 12—18. 

1) Pag 58; 143—148; 197; 255 257; 364; 440- 441. 


Mehrzahl der beſtehenden Fabrikskrankencaſſen der Chef der Fabrik 
keinen beſtimmten Beitrag zu den Einzahlungen der Arbeiter leiſtet, 
vielmehr den periodiſch oder von Fall zu Fall ſeiner Krankencaſſe auge- 
führten Betrag als freiwilliges Geſchenk betrachtet. Wenn beiſpielsweiſe 
vorkommt, 1) daß den Arbeitern auf die Verwaltung der Krankencaſſe 
vielfach nur ſcheiubar ein Einfluß zugeſtanden wird, während in Wirk— 
lichkeit der Fabriksherr allein über die Verwendung der Gelder disponirt; 
wenn die Einkünfte von Krankencaſſen verwendet werden, die Prämien 
der Unfallverſicherung zu zahlen; wem Fabriksbeſitzer ihren Arbeitern 
als Lohnzugabe, horribile dictu! täglich ein halbes Liter Brannt- 
wein und mehr geben; wenn Arbeiter von Früh bis Abends, wie in 
ſogenannten Petroleum -Raffinerien, eine Luft athmen müſſen, die von 
Schwefeldioryd und Kohlenwaſſerſtoff geſättigt ift: jo müſſen derlei 
Vorkommniſſe als lauter Appell an die Energie der Staatsverwaltung 
aufgefaßt werden, welche dem Geſetze allerorts Bethätigung verſchaffen 
und damit die Menſchen zur Nächſtenliebe erziehen oder zwingen muß. 

Die beſtehenden Einrichtungen im Fabrikskrankenweſen, die dem 
Arbeiter ohne Verluſt der auf Grund ſeiner Beitragsleiſtungen erwor— 
benen Auſprüche die Freizügigkeit unmöglich machen, die den Arbeiter 
durch Kündigung des Arbeitsvertrages nach jahrelanger Einzahlung um 
feine Anſprüche an die Krankencaſſe bringen, erheiſchen dringend der 
Befeitigung. 

Ueber Entſtehung von Unfällen, über Maßregeln zur Ver— 
hütung von Unfällen in den gewerblichen Betrieben gibt der vorliegende 
Inſpectoreubericht der Verwaltungspraxis inſtructive Aufſchlüſſe. Gegen- 
über den im erſten Berichtsjahre mitgetheilten 556 Unfällen führt der 
Centralinſpector 1864 Unfälle — mehr als die dreifache Zahl des 
erſten Berichtsjahres — in ſtatiſtiſcher Methode mittelſt zweier Ueber⸗ 
ſichten, feſtgeſtellt nach den Induſtriezweigen, und zwar „nach veran— 
laſſenden Objecten“ und „nach der Art des Unfalls“ — an. 12) Die größere 
Ziffer der Unfälle (1864 gegenüber 556) bedeutet keine Vermehrung 
der Unfälle, ſondern gibt nur Zeugniß, daß mit dem Inſtitute der 
Gewerbeinſpectoren eine Quelle der Unfallſtatiſtik auch rückſichtlich der 
gewerblichen Betriebe erſchloſſen wird. 

Unglaublich klingen Mittheilungen, wie beiſpielsweiſe, daß Dampf⸗ 
keſſel vom k. k. Prüfungscommiſſär oft Jahre lang nicht revidirt 
werden, daß Keſſelcertificate bei den Prüfungscommiſſären ebenſo lange 
liegen bleiben, ſonach die Gewerbennteruehmer bezüglich der Keſſel gar 
keinen Ausweis in den Händen haben, 1?) daß die Heizer nicht ge- 
prüft ſind. 

Die Mittheilungen der Gewerbeinſpectoren über Unfälle und über 
Vorkehrungen zu deren Verhütung 1%) möge ſich jeder Verwaltungs— 
beamter, der berufen iſt, Localverhandlungen über nicht ganz gewöhn— 
liche, projectirte Betriebsſtätten anzuordnen, vorerſt eigen gemacht haben, 
da bei ernfter Auffaſſung des Berufes ihm, als Verhandlungsleiter, und 
da er den vielſeitig beſchäftigten Gewerbeinſpector in den wenigſten 
Fällen zur Seite haben kann, die verantwortungsvollſte Stellung bei 
der Entſcheidung über die projectirten Betriebsſtätten zufällt. In nicht 
geringerem Maße müſſen dieſe Mittheilungen dem eingehendſten 
Studium der techniſchen und Sanitätsſachverſtändigen, welche 
bei derlei Localverhandlungen zu interveniren berufen ſind, empfohlen 
werden. Es überſchritte den Rahmen dieſer Abhandlung, auf die Cingel- 
heiten des Juſpectorenberichtes über Unfälle und die Vorkehrungen zu 
deren Verhütung einzugehen; aber die mir zunächſt wichtig ſcheinenden 
Folgerungen glaube ich hier ziehen zu ſollen: die Nothwendigkeit 
der Kenutniß ſämmtlicher vorkommender Unfälle, die Noth- 
wendigkeit der Kenntniß auftretender Berufskrankheiten und 
die Nothwendigkeit von ausreichenden Warnungen vor 
Unfalls möglichkeiten. 

Die politiſche Behörde als Gewerbebehörde hat auf Grund der 
Organiſationsnorm die Verordnungsbefugniß, von den Gewerbetreibenden, 
eveutuell unter Strafſauction, zu fordern, daß jeder Unfall in fabriks⸗ 
mäßigen Betrieben nach Art und Urſache der Entſtehung und nach dem 
weiteren Verlaufe in einzuführenden Journalen gewiſſenhaft verzeichnet 
und der Gewerbebehörde fallweiſe auf kürzeſtem Wege angezeigt werde; 
bei nicht fabriksmäßigen Betrieben wäre mindeſtens die Anzeigepflicht 


11) Pag. 83-- 92; 162; 362. 
12) Pag. 20 und 21. 
13) Pag. 369. 
Pag. 49 58; 110—114; 143; 178—181; 199 201; 226—229; 
248— 258; 310—8313; 370—371; 398 402; 436 — 444. 
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zu verordnen. In gleicher Weiſe kann und foll auch die Berufskrank— 
heiten⸗Journaliſirung und Berufskrankheiten-Anzeige normirt werden. 

Auch die Befugniß zur Normgebung hat die politiſche Behörde, 
daß bei jedem ſicherheitsgefährlichen Betriebe an geeignetem Orte 
auf deutliche und auffällige Weiſe Warnungszeichen vor verderblichen 
Schritten, Handlungen oder Unterlaſſungen augebracht werden, und daß 
beim Wechſel in der Arbeiterverwendung zu gefahrvollen Hantirungen 
nur erfahrene und der Verrichtung kundige Arbeiter geſtellt werden. 

In der Verwaltungspraxis werden bei Außerachtlaſſung letzterer 
Regel trübe Erfahrungen gemacht. Beiſpielsweiſe wurde in einem Be- 
triebe an Stelle eines mit gefährlichen Hantirungen betrauten erkrankten 
Arbeiters ein anderer, mit den Gefahren weniger vertrauter Arbeiter 
ſubſtituirt und büßte das Auge mit der Gefahr, das zweite zu verlieren. 
Wie ſoll dem Unglücklichen, der Weib und Kind zu ernähren hat und 
in der Exiſtenz gefährdet iſt, auf dem Boden des poſitiven Rechtes ge— 
holfen werden? Die ſtrafrechtliche Verantwortlichkeit des Betriebsinhabers 
wird negirt, weil der Hilſsarbeiter die ihm anvertraute Arbeit nach 
beſten Kräften verrichten ſoll; damit iſt dem Verunglückten der bezüglich 
der Schadloshaltung ohnehin precäre Weg des Adhäſionsproceſſes be- 
nommen. Civilrechtlich liegt eine naturalis obligatio vor, mit welcher 
der Verunglückte nichts beginnen kaun. Ein Haftungsgeſetz, welches be- 
ſtimmte klagbare Anſprüche gibt, vermag allein in derlei Fällen ab— 
zuhelfen. 

Von hervorragend ſocialpolitiſcher Bedeutung ift die Frage der 
Unfallverſicherung, Altersverſorgung und Invaliditätsver— 
ſorgung. 

Die männiglich theoretiſirte „ſociale“ Frage ift weder ſchablonen⸗ 
mäßig zu erfaſſen, noch ſchablonenmäßig zu löſen. Bezüglich dieſer 
Frage ſteht heute nur feſt, daß ſie einmal gelöſt werden wird, 
und von den Remedien ift nur Eines unbeſtritten bekannt: Gerechtig 
keitsübung. Staatlicherſeits muß der Löſung der Frage zu Hilfe 
gekommen werden. 

In Abſicht auf dieſe Hilfeleiſtung befinden ſich nicht alle Staaten 
in gleich günſtiger Lage, wie unſer Vaterland. Die breiten Volks- 
ſchichten Oeſterreichs beſitzen eine Empfänglichkeit für Gerechtigkeitsübung, 
welche Empfänglichkeit fie fähig macht, gebotenes Gute mit Dank und 
Pflichterfüllung entgegenzunehmen. Dieſe Eigenſchaft öſterreichiſchen 
Volkscharakters ermöglicht eine erfolgreiche ſocialpolitiſche Thätigkeit. 
Möge die ſchaffende Stantsthätigfeit in der Frage der Unfallver— 
ſicherung, der Alters- und Invaliditätsverſorgung raſch und 
energiſch Wirkſames ſchaffen. 

Was uns die Inſpectoren über die vorhandenen Einrichtungen 


in der in Rede ſtehenden Frage mittheilen, iſt dürftig und rechtfertigt 


die insbeſondere bezüglich der Unfallverſicherung vom Centralinſpector 
gemachte Aeußerung, daß es nach dieſer Richtung jahrelangen Wirkens 
bedürfte, um befriedigende Zuſtände zu ſchaffen. 1) Eine die Bedeutung 
der Frage auffaſſende Würdigung findet die Unfallverſicherung in den 
Mittheilungen des Inſpectors des XI. Bezirkes, welcher eine Reihe von 
Firmen auführt, die ihre Arbeiter gegen Unfälle durch Verträge mit 
gewerbsmäßig arbeitenden Verſicherungsanſtalten verſichern und acht 
während des Berichtsjahres zu feiner Kenntniß gelangter Fälle nach dem 
Syſteme der Selbſtverſicherung erwähnt. 10) Ziffermäßige Daten über 
verſicherte Arbeiter liefern der Juſpector des I. Bezirkes, der circa 
6300 verſicherte Arbeiter zählt, für welche mit wenigen Ausnahmen 
die betreffenden Firmen die Unfallsprämie ans Eigenem beſtreiten; des 
III. Bezirkes, der die Summe verſicherter Arbeiter mit 2844 anführt. 
Dieſe Zahlen, zuſammen 9144, verſicherter Arbeiter bleiben indeß hinter 
der Wirklichkeit zurück, da andere Inſpectoren der Unfallverſicherung 
ohne Zahlenangabe erwähnen, oder mittheilen, daß zur Unfallverſicherung 
die Unternehmer 20 — 25% beiſteuern, und da auch mit den Arbeiter- 
franfen- und Juvalidencaſſen Verſicherungen verbunden find. 17) 

Da aber die in den 1885 inſpicirten 2661 gewerblichen Be- 
trieben conſtatirte Arbeiterzahl 225.863 bei den 1880 in den Meith- 
rathsländern couſtatirten 348.700 gewerblichen Betrieben nur einen 
kleinen Bruchtheil der wirklich vorhandenen Arbeiter ausmacht: ſo kann 
die — wenngleich ebenfalls hinter der Wirklichkeit zurückbleibende — 
Ziffer 9144 verſicherter Arbeiter mit den im Jahre 1885 in nur 


15) Pag. 22. 
4e) Pag. 463. 
11) Pag. 93; 133; 165; 237; 330. 


2661 inſpieirten Etabliſſements gezählten 225.863 Arbeitern 18) doch in 
Vergleich gezogen werden. Da ergibt ſich, daß dem künftigen Unfallver⸗ 
ſicherungsgeſetze ein faſt jungfräulicher Boden vorbehalten iſt. 

Schlimm ſteht es mit der Alters-, Invaliden-, Waiſen⸗ 
und Witwenverſorgung. In dieſer Richtung reducirt ſich die Vor⸗ 
ſorge auf einzelne Fabriken und auf die Verbindung mit einzelnen 
Krankeucaſſen. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Störung der Löſchmannſchaft bei einem Brande iſt als Aergerniß 

erregendes polizeiwidriges Verhalten an einem öffentlichen Orte 

nach § 11 der kaiſ. Verordnung vom 20. April 185, R. G. Bl. 
Nr. 98, ſtrafbar. 


Mit Erkenntuiß der Bezirkshauptmannſchaſt M. vom 27. October 
1885, 3. 16.850, wurde Franz P., Gemeinderath in R., wegen 
Störung der Löſchmannſchaft bei dem am 10. September 1885 in R. 
ſtattgehabten Brande durch Bewerfen mit Sand und Ausſchütten des 
zum Feuerlöſchen beſtimmten Waſſers im Grunde des § 11 der faif. 
Verordnung vom 20. April 1854, R. G. Bl. Nr. 96, zu einer Geld- 
ſtrafe von 20 ff., eventuell 4 Tagen Arreſt verurtheilt. 


Gegen dieſes Erkenntniß ergriff Franz P. den Statthaltereirecurs. 

In demſelben wurde ausgeführt: daß die politiſche Behörde im 
vorliegenden Falle nicht competent war, da in derlei Fällen nicht die 
kaiſ. Verordnung vom 20. April 1854 in Anwendung zu bringen ſei, 
ſondern über das Verhalten bei Bränden und über die Beſtrafung der 
dabei etwa vorkommenden Unzukömmlichkeiten die niederöfterreichiſche 
Feuerpolizeiordnung vom 1. Juni 1870, L. G. Bl. Nr. 39, maß⸗ 
gebend erſcheine, nach welcher zur Fällung eines Erkenntniſſes in ſolchen 
Uebertretungsfällen der Gemeindevorſteher unter Beiziehung von zwei 
Gemeinderäthen berufen ſei. 

Die Statthalterei hat mit Entſcheidung vom 6. März 1886, 
B. 9186, das in Beſchwerde gezogene Erkenntniß aufgehoben, weil in 
der Handlungsweiſe des Recurreuten nicht der Thatbeſtand einer Ueber- 
tretung der kaiſ. Verordnung vom 20. April 1854, ſondern einer 
Uebertretung der Feuerpolizeiordnung begründet iſt, und hat die Bezirks— 
hauptmannſchaft M. beauftragt, wegen Befangenheit des Gemeinde— 
vorſtehers von R. die neuerliche Strafamtshandlung auf Grund der 
Feuerpolizeiordnung ſelbſt zu pflegen. 

Die Bezirkshauptmannſchaft M. hat dem Franz P. nur den 
erſten Theil der Statthaltereientſcheidung intimirt und an Stelle einer 
Mittheilung des zweiten Theiles blos geſagt, daß ſohin gegen Franz P. 
die neuerliche Strafamtshandlung auf Grund der Feuerpolizeiordnung 
bei der Bezirkshauptmannſchaft eingeleitet werden wird. 

Gegen dieſen Beiſatz, der von Franz P. als eine ſelbſtſtändige 
Verfügung der Bezirkshauptmannſchaft aufgefaßt wurde, überreichte der- 
ſelbe den Miniſterialrecurs. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat hierüber am 30. Juni 
1886, 3. 10.939, nachſtehend entſchieden: 

„Das Minifterium des Innern findet aus Aulaß des Recurſes 
des Franz P. die Statthaltereientſcheidung vom 6. März 1886, 
3. 9186, als irrig von Amtswegen zu beheben, weil die fragliche 
Angelegenheit thatſächlich unter $ 11 der kaiſ. Verordnung vom 20. April 
1854 fällt, und der k. k. Statthalterei demnach die neuerliche Ent⸗ 


ſcheidung in zweiter Inſtanz auf Grund der obeitirten faif. Verordnung 
aufzutragen. 


Denn die die ſchärfſte Ahndung verdienende bitbiiche Handlungsweiſe 
des Franz P., welche noch durch ſeine Stellung als Gemeinderath, zu 
welcher ein ſolches Individuum nur auf geradezu unbegreifliche Weiſe 
berufen werden kann, erſchwert wird, fallt allerdings im vollen Maße 
unter das öffentliches Aergerniß erregende polizeiwidrige Verhalten an 
einem öffentlichen Orte, zu deffen Beſtrafung § 11 der faif. Verordnung 
vom 20. April 1854 die Vorkehrung enthält.“ be 


18) Pag. 8. Vergleiche Zeitſchrift für Verwaltung, Pag. 130, 1885. 
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Geſetze und Verordnungen. 


1886. I. Semeſter. 


Landes⸗Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für das Erzherzogthum 
Oeſterreich unter der Enns. 

VI. Stück. Ausgeg. am 27. März. — 17. Kundmachung des k. k. Statt- 
halters im Erzherzogthume Oeſterreich unter der Enns vom 6. März 1886, 
B. 5549, betreffend die bedingungsweiſe Uebernahme von Verpflegskoſten für 
nach Schleſien zuſtändige, in nicht öffentlichen Heilanſtalten behandelte, zahlungs⸗ 
unfähige Kranke auf den ſchlefiſchen Landesfond. 18. Kundmachung des 
k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich unter der Euns vom 8. März 
1886, 3. 11.461, betreffend die den Gemeinden Neunkirchen, Simmering, 
Heiligenſtadt, Jedleſee, Atzgersdorf, Unter⸗Döbling, Litſchau, Ober⸗Meidling, 
Kalksburg und Fünfhaus ertheilte Bewilligung zur Einhebung von Miethzins— 
kreuzern — 19. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſter⸗ 
reich unter der Enns vom 10. März 1886, 3. 11.864, betreffend die den 
Gemeinden Wiener⸗-Neuſtadt, Währing, Neuſtift am Walde, Gaudenzdorf, Florids⸗ 
dorf, Kloſterneuburg, Neu-Leopoldau mit Mühlſchüttel, Weinhaus, Unter⸗Meidling, 
Unter⸗Sievering, Mauer und Rodaun ertheilte Bewilligung zur Einhebung von 
Miethzinskreuzern. — 20. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzog 
thume Defterreich unter der Enns vom 14. März 1886, 3. 12.633, betreffend 
die Bewilligung zur Einhebung von Canalräumungsgebühren in den Gemeinden 
Neulerchenfeld und Unter-Meidling. 21. Kundmachung des k. k. Statthalters 
im Erzherzogthume Oeſterreich unter der Enns vom 18. März 1886, Z. 13.455, 
betreffend die Bewilligung zur Einhebung von Todtenbeſchaugebühren in den 
Gemeinden St. Anton a. d. Jeßnitz, Tullnerbach, Thaures und Ober⸗Olberndorf. 

VII. Stück. Ausgeg. am 20. Mai. — 22. Geſetz vom 15. März 1886, 
womit der Gemeinde Gaming die Einhebung einer Wegmauth auf der Grubberg— 
Langau-Mariazeller Gemeindeſtraße (Danzerſtraße) bewilligt wird. — 23. Geſetz 
vom 21. März 1886, womit das Landesgeſetz vom 21. Jänner 1873 in Betreff 
der der Stadt Wien ertheilten Bewilligung zur Aufnahme eines Darlehens von 
63 Millionen Gulden abgeändert wird 24. Kundmachung des k. k. Statt- 
halters im Erzherzogthume Oeſterreich unter der Enns vom 20. März 1886, 
Z. 13.850, betreffend die den Gemeinden Rabensburg, Edelbach, Mollendorf und 
Saſſendorf ertheilte Bewilligung zur Einhebung von Gebühren für die Aufnahme 
in den Gemeindeverband. — 25. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erz⸗ 
herzogthume Oeſterreich unter der Enns vom 20. März 1886, 8. 13.851, 
betreffend die der Gemeinde Hacking ertheilte Bewilligung zur Einhebung von 
fünf Miethzinskreuzern vom Miethzinsgulden für die Jahre 1885, 1886 und 
1887. — 26. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich 
unter der Enns vom 10. April 1886, 3. 17.008, betreffend die den Gemeinden 
Schlatten, Merkenbrechts, Merkengerſch, Breitenſtein und Straßhof für das Jahr 
1885 und der Gemeinde Edlitz für das Jahr 1884 ertheilte Bewilligung zur 
Einhebung von 100 Percent überſteigenden Umlagen. — 27. Kundmachung des 
k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich unter der Enns vom 10. April 
1886, Z. 17.949, betreffend die Bewilligung zur Einhebung einer Canal- 
herftellungsgebühr und von Miethzinskreuzern in der Gemeinde Inzersdorf am 
Wienerberge. 28. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume 
Oeſterreich unter der Enns vom 11. April 1886, Z. 17.947, betreffend die 
Einhebung von Auflagen auf den Beſitz von Hunden in den Gemeinden Grafen- 
dorf, Höflein a. d. Donau und Kottingbrunn, ſowie von Miethzinskreuzern in 
den Gemeinden Kottingbrunn und Dornbach. 

(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. — 

Seine Majeſtät haben dem Oberrechnungsrathe des gemeinſamen oberſten 
Rechnungshofes Johann Ratſchiller anläßlich deffen Penfionirung den Titel 
und Charakter eines Regierungsrathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberverwalter des Allerhöchſten Privatgutes 
an Johann Studnieka das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Bauunternehmer Daniel Lapp den Adelſtand 
taxfrei verliehen. 

Der Miniſter des Aeußern hat die vom k. und k. Generalconſulate in 
Lima verfügte Beſtellung des Wilhelm Scheuermann zum k. und k. Conſular⸗ 
agenten in Cerro de Pasco genehmigt. 

Der Finanzminiſter hat den Adjuncten bei der Staatsſchuldencaſſe Franz 
Kemeter zum Hauptcaſſier daſelbſt ernannt. 


biezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 
Bogen 23 und 24 der Erkenntniſſe 1886. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


